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Pressemitteilung zur Delegiertenversammlung der IG Metall Verwaltungsstelle Schwäbisch Hall am 13. März 2003 in Eschental

DGB Rechtsschutz GmbH erstreitet 490.000 € für die Mitglieder der IG Metall Schwäbisch Hall

Wichtig ist es nicht jede Kündigung ungeprüft zu akzeptieren, sondern notfalls auch vor den Arbeitsgerichten prüfen zu lassen, ob die Kündigung gerechtfertigt ist oder nicht. Allerdings haben viele Betriebsräte den Eindruck, dass die Wartezeiten zu lange und Termine verschleppt werden. Wartezeiten von 5 Monaten sind keine Seltenheit und machen die Betroffenen mürbe.

Insgesamt wurden für die Mitglieder der IG Metall 490.000 € erstritten. 228 Rechtsschutzfälle kamen 2002 hinzu. 80 Verfahren vor den Arbeitsgerichten und 87 Verfahren vor den Sozialgerichten konnten mittlerweile abgeschlossen werden. Den größten Anteil an den Verfahren hatten die Kündigungsschutz-Klagen. Nur eine der Klagen ging vor dem Arbeitsgericht zugunsten des Arbeitgebers aus. Weit über dem Durchschnitt hat die Rechtsstelle eine Weiterbeschäftigung erstritten. Bereits im Januar und Februar 2003 konnten 4 Kollegen wieder an ihren Arbeitsplatz zurück. Gerade in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit ist dies ein großer Erfolg. Eine Verschlechterung des Kündigungsschutzes, wie die Arbeitgeber ihn fordern, würde für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bedeuten, dass sie das Recht auf eine gerichtliche Überprüfung ihrer Kündigung und damit eventuell auf einen Arbeitsplatz verlieren. Für befristet Beschäftigte trifft dieses Gesetz erst gar nicht zu. Ein solches Arbeitsverhältnisse endet ohne Kündigung, ohne Klagemöglichkeit und ohne Anhörungsrecht des Betriebsrates automatisch. Inzwischen sind Fälle beim Arbeitsgericht anhängig, weil sich ehemalige Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die im letzten Jahr gekündigt wurden, als Leiharbeitskräfte wieder auf ihrem alten Arbeitsplatz wiederfinden, jedoch zu wesentlich schlechteren Bedingungen. Wehrt sich ein Betriebsrat dagegen, dann versucht der Arbeitgeber diesem den schwarzen Peter zuzuschieben. Festzustellen ist auch, dass zunehmend  Betriebsräte über sogenannte Beschlussverfahren ihre Mitbestimmungsrechte vor den Arbeitsgerichten einklagen müssen. Häufig sind ungenehmigte Mehrarbeit, Einhaltung von abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen und Weiterbildungskosten der Grund für ein Beschlussverfahren. 

Der Streitwert im Arbeitsrecht betrug rund 373.000 €, der Erfolgswert lag bei 349.000 €. Dies ist eine Erfolgserreichung von 93,5 %. Im Sozialrecht wird die Rechtsstelle des DGB  häufig bereits im Widerspruchsverfahren tätig und vermeidet damit langwierige Klageverfahren. Der Erfolgswert im Sozialrecht betrug rund 140.000 €. Insgesamt also 490.000 €. Eine stattliche Summe, die die IG Metall für ihre Mitglieder im Bereich der Verwaltungsstelle Schwäbisch Hall erstritten hat. 

Rechtsschutz gewährt die IG Metall für Streitigkeiten, die im Zusammenhang stehen mit dem Arbeitgeber, mit dem Arbeitsamt, der Krankenkasse, der Rentenversicherung, dem Integrationsamt, dem Versorgungsamt und den Berufsgenossenschaften. In einer Welt, in der der Einzelne immer weniger bewegen kann vertreten wir erfolgreich die Interessen unserer Mitglieder in ihrer Gesamtheit aber auch im Einzelfall. Die Kosten für Beratung, Rechtshilfe und Rechtsvertretung sind im Mitgliedsbeitrag enthalten.

Mahnminuten für den Frieden

Empört hörten die Delegierten von Einschüchterungsversuche der Arbeitgeber, z.B. bei Mahle Filter in Öhringen, arbeitsrechtliche Sanktionen zu verhängen, wenn die Beschäftigten sich an den Mahnminuten für den Frieden  beteiligen. Hört die soziale Verantwortung am Werkstor auf? Dürfen in einer so wichtigen Sache die Beschäftigten nicht außerhalb ihrer Arbeitszeit für den Frieden eintreten? Dem Arbeitgeber entsteht dadurch doch kein Schaden. Er müsste sich doch freuen, wenn seine Beschäftigten sich mit den Problemen und Bedrohungen auseinander-setzen. Ausdrücklich begrüßten die Delegierten den Aufruf des europäischen Gewerkschaftsbundes, sich an Mahnminuten für den Frieden zu beteiligen und verabschiedeten eine Resolution. Die Menschen haben Angst vor einem Krieg und wollen in Frieden leben. Deshalb beteiligen sich die Beschäftigten auch am heutigen Freitag an den Mahnminuten für den Frieden.

Verschlechterung der sozialen Sicherungssysteme

Die Verschlechterung des sozialen Sicherungssystems nahm einen breiten Raum in der Diskussion ein. Festgestellt wurde, dass die Sozialsysteme vor allem ein Einnahmeproblem haben. Gründe dafür sehen die Delegierten unter anderem in der hohen Arbeitslosigkeit, dem ständigen Wechsel zwischen befristeter Arbeit oder Leiharbeit und Arbeitslosigkeit. Durch die neuen Gesetze wird sich diese Situation noch verstärken. Die Stammbelegschaften werden verringert und durch Randbelegschaften ersetzt. Mit Sorge sehen die Delegierten, dass auch das Gesundheits-System für die Versicherten verschlechtert werden soll. Wir brauchen keine Verschlechterung, sondern eine Verbesserung des Systems durch mehr Qualität, durch mehr Effektivität, durch mehr Vorbeugung, durch Förderung einer ganzheitlichen Versorgung, durch Aufklärung, Information und Qualitätssicherung und durch mehr Solidarität im Beitragssystem. Auch die Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben aus den allgemeinen Steuermitteln wäre sinnvoll. Die Delegierten sehen in der Wiederherstellung der Paritätischen Finanzierung einen wichtigen Schritt in die richtige Richtung. Auch der Vorstand soll aufgefordert werden Aktivitäten gegen den weiteren Sozialabbau insbesondere bei den Ärmsten in diesem Land, den Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängerinnen und -empfängern zu entwickeln. Trotz alledem bietet die IG Metall ihre Unterstützung für eine solidarische Gesundheitsreform an.

Freitag 14. März 2003
Heidi Scharf, 1. Bevollmächtigte
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